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(Nr. 14450.) Geſetz über die Trennung dauernd vereinigter Schul⸗ und Kirchenämter. Vom 7. Sep⸗ 
tember 1938. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


and. Sin } 2 8515 
Dauernd vereinigte Schul⸗ und Kirchenämter werden mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 
getrennt. : 9 151 5 
§ 2. 


Über das Vermögen der bisher vereinigten Amter findet zwiſchen den Beteiligten eine Aus- 
einanderſetzung ſtatt. f 5 
8 3. 

Sofern nicht zwiſchen den Beteiligten eine von ihren Aufſichtsbehörden genehmigte Verein⸗ 
barung zuſtande kommt, beſchließt über die Auseinanderſetzung auf Antrag eines der Beteiligten 
oder einer der Aufſichtsbehörden eine bei dem Regierungspräſidenten einzurichtende Schiedsſtelle, 
die aus je einem Vertreter der Aufſichtsbehörden und einem vom Oberpräſidenten auf Vorſchlag 
des Oberlandesgerichtspräſidenten zu ernennenden, für das Richteramt vorgebildeten Beamten als 
Vorſitzenden beſteht. Die Schiedsſtelle iſt bei ihrer Entſcheidung Weiſungen der Aufſichtsbehörden 
nicht unterworfen; ihre Entſcheidung iſt endgültig. Der ordentliche Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 


8 4. 
Die Grundſätze, nach denen die Auseinanderſetzung ſtattzufinden hat, und das Verfahren der 
Schiedsſtelle werden durch Verordnung geregelt. a 


§ 5. i 
Bis zur Auseinanderſetzung fließen dem jeweiligen Stelleninhaber die örtlichen Einkünfte 
der Stelle nach dem Stande vom 1. Oktober 1938 zu. Der Stelleninhaber erſtattet den Geldwert 
der örtlichen Einkünfte der Gemeinde. Dieſe überweiſt ihn in Höhe der bisherigen Kirchenamtszulage 
der Kirchengemeinde. a ö 1136 
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§ 6. 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungs⸗ 
vorſchriften erläßt der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung im Einvernehmen mit 
den beteiligten Miniſtern. 


Berlin, den 7. September 1938. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Minifter für Wiſſenſchaft, 


Der Minifterpräfident. Der Finanzminiſter. Erziehung und Volksbildung. 
Göring. Po pitz. Ruſt. 
Der Miniſter für die . 
kirchlichen Angelegenheiten. Der Miniſter des Innern. 
Kerrl. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 7. September 1938. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14451.) Erlaß des Miniſterpräſidenten über die Anderung von Zuſtändigkeiten innerhalb des 
Staatsminiſteriums und über die Aufhebung der Forſtlichen Hochſchule Hann. Münden. 
Vom 28. September 1938. 


1. Die Forſtliche Hochſchule Eberswalde geht am 1. April 1939 auf das Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung über. Die Forſchungsinſtitute an der Forſtlichen Hoch⸗ 
ſchule Eberswalde verbleiben in der Zuſtändigkeit des Landesforſtmeiſters. 

2. Die Forſtliche Hochſchule Hann. Münden wird am 1. April 1939 als Forſtliche Fakultät 
der Univerſität Göttingen eingegliedert. Die Forſchungsinſtitute der Forſtlichen Hochſchule Hann. 
Münden verbleiben auch in der Forſtlichen Fakultät der Univerſität Göttingen in der Zuſtändigkeit 
des Landesforſtmeiſters. ö 


Berlin, den 28. September 1938. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14452.) Verordnung über die Satzungsbefugnis der Gemeinden. Vom 27. Auguft 1938. 


Auf Grund des § 1 der Zweiten Durchführungsverordnung zur Deutſchen Gemeindeordnung 
vom 25. März 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 272) wird folgendes verordnet: 


§ 1. 
Die nachſtehend aufgeführten Vorſchriften über die Befugnis der Gemeinden zum Erlaß von 
Satzungen werden bis auf weiteres aufrechterhalten: 
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1. 88 2, 3 und 4 des Geſetzes gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaftlich 
hervorragenden Gegenden vom 15. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 260), 

2. §§ 12, 15 und 15 a des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen 
und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. 
S. 561) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. März 1918 (Geſetzſamml. S. 23), 

3. § 2 des Geſetzes, betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender 
Schlachthäuſer, vom 18. März 1868 (Geſetzſamml. S. 277) in der Faſſung der Geſetze 
vom 9. März 1881 (Geſetzſamml. S. 273) und vom 29. Mai 1902 (Geſetzſamml. S. 162) 
mit den durch die SS 4 und 5 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchaugeſetzes, vom 28. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 229) und § 20 des 
Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 3. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 547) in der Faſſung des 
Zweiten Geſetzes zur Anderung des Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 15. April 1937 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 453) bedingten Anderungen. 

Anordnungen nach § 2 des letztgenannten Geſetzes ſind in der Satzung nach § 18 der 

Deutſchen Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 49) zu treffen. 


§ 2. 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. April 1935 in Kraft. 


Berlin, den 27. Auguſt 1938. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 
Scheche. i Schütze. 


(Nr. 14453.) Polizeiverordnung über den Vertrieb von natriumſuperoxydhaltigen Waſchmitteln. Vom 
16. September 1938. 

Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird im 
Einvernehmen mit dem Wirtſchaftsminiſter für den Umfang des Landes Preußen folgende Polizei— 
verordnung erlaſſen: 

S 


Der Vertrieb natriumſuperoxydhaltiger Waſchmittel zum Gebrauch im Haushalt iſt verboten. 


§ 2. 

Für den Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung eines 
Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 AM, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung von Zwangshaft 
bis zu zwei Wochen angedroht. 

§ 3. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. 
Die Polizeiverordnung über den Vertrieb von natriumſuperoxydhaltigen Waſchmitteln vom 
14. Juli 1938 (Geſetzſhamml. S. 81) wird hiermit aufgehoben. 


Berlin, den 16. September 1938. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 


Im Auftrage 
Bracht. 
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(Nr. 14454.) Anderungsverordnung zur Durchführung der Vereinfachungsverordnung vom 3. Sep⸗ 
tember 1932. Vom 21. September 1938. 


8 1. 
§ 15 Nr. 3 der Verordnung vom 30. März 1933 (Geſetzſamml. S. 83) zur Durchführung 
der Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 3. September 1932 
erhält folgende Faſſung: i 
3. Die durch Nr. 73 Abſ. 2 und Nr. 76 Abſ. 4 der Ausführungsanweiſung vom 1. Mai 1904 
(Handelsminiſterialblatt S. 123) zugelaſſene Beſchwerde an den Oberpräſidenten bleibt 
beſtehen. 
§ 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 21. September 1938. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſterpräſident. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: In Vertretung: 


Körner.“ Stuckart. 


(Nr. 14455.) Verordnung zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung vom 30. März 1938 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 47). Vom 24. September 1938. 


Mit Zuſtimmung des Reichsminiſters der Finanzen wird folgendes verordnet: 


Einziger Paragraph. 
Dem § 2 der Hauszinsſteuerverordnung vom 30. März 1938 (Geſetzſamml. S. 47) wird mit 
Wirkung vom 1. April 1938 als neuer Abſatz (8) hinzugefügt: 


(3) Sind Betriebsvorrichtungen im Sinne des § 50 Abſ. 1 Satz 2 des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes bei der am 31. März 1938 geltenden Veranlagung als Gebäude behandelt worden, 
ſo ſind ſie auch weiterhin als Gebäude zu behandeln. 


Berlin, den 24. September 1938. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 5 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 199 vom 27. Auguſt 1938 iſt 
eine von dem Miniſter des Innern erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 26. Auguſt 1938 


über die Bekämpfung der Maul und Klauenſeuche veröffentlicht worden, die mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 10. September 1938. 
Reichs- und Preußiſches Miniſterium des Innern. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


15 


(Jo) 


10. 


1 


— 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Mai 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichspoſtverwaltung) 
für Poſtzwecke in der Gemarkung Hannover-Kirchrode 

durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 27 S. 99, ausgegeben am 9. Juli 1938; 


der Exlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Mai 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Weſel zur Beſeitigung eines 
Verkehrshinderniſſes an der Fluthgrafſtraße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 24 S. 121, ausgegeben am 18. Juni 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Juli 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Deutſche Arbeitsfront „Vermögens⸗ 

bderwaltung“, G. m. b. H. in Berlin-Wilmersdorf, zum Bau der „Adolf⸗Hitler⸗Schule“ in 

Koblenz i f 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 31 S. 161, ausgegeben am 6. Auguſt 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus 
— Marine —) zur Errichtung von Marineanlagen in der Gemarkung Borßum 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 35 S. 88, ausgegeben am 27. Auguſt 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Geſamtſchulverband Üdersdorf zur 
Anlegung eines Sport- und Spielplatzes für die Volksſchule in Üdersdorf 


durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 36 S. 103, ausgegeben am 3. September 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Konſul Albert Heilmann in Berlin 
für die Errichtung eines in Berlin zwiſchen der Friedrichſtraße und der Charlottenſtraße 
geplanten Bürohauſes 

durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr.69 S. 235, ausgegeben am 27. Auguſt 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Neiſſe für den Ausbau der 
Straße Altmannsdorf —Reichsſtraße Ziegenhals—Zuckmantel in der Gemarkung Dürr 
Kunzendorf 

durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 35 S. 160, ausgegeben am 3. September 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Marinefiskus) für 
Reichszwecke in der Gemarkung Tremmerup 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 35 S. 299, ausgegeben am 3. September 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Friedrich Krupp, Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in Eſſen, zur Erweiterung des Betriebs der Friedrich⸗Alfred⸗Hütte in Rhein⸗ 
hauſen in der Gemarkung Bliersheim 

durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 35 S. 175, ausgegeben am 3. September 1988; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Auguſt 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Radevormwald zur 
Errichtung eines Feuerwehrgebäudes und eines Gemeinſchaftshauſes 

durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 35 S. 175, ausgegeben am 3. September 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Luft⸗ 
waffe —) für den Bau eines Luftwaffenlazaretts in der Gemarkung Weißenfels 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 35 S. 133, ausgegeben am 3. September 1938; 
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12. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Auguſt 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Welferode zur Erweiterung 
des Friedhofs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 35 S. 217, ausgegeben am 3. September 1938; 


13. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Auguſt 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Dyckerhoff Portlandzementwerke, Aktien⸗ 
geſellſchaft in Amöneburg, für die Herſtellung einer Verbindungsbahn von Werk II zum 
Werk III ihres Lengericher Werkes in der Gemarkung Lengerich 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 36 S. 129, ausgegeben am 3. September 1938; 


14. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Auguſt 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Polizeiverwaltung) 
für den Bau eines Gendarmerie-Doppeldienſtgehöfts in Tollmingen (Tollmingkehmen) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 36S. 99, ausgegeben am 3. September 1938; 


15. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Rheiniſcher Vulkan, Chamotte⸗ 
und Dinaswerke m. b. H., Oberdollendorf a. Rh., für die Erweiterung ihrer Tongrube 
Karsberg in der Gemarkung Oberdollendorf 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 36 S. 127, ausgegeben am 3. September 1938; 


16. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Auguſt 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Chemiſchen Werke Hüls, G. m. b. H. in 
Ludwigshafen, zum Bau und Betrieb von Gasleitungen und im Zuge mit dieſen zu ver⸗ 
legender Fernſprechleitungen von dem Hydrierwerke Scholven, A. G. in Gelſenkirchen-Buer, 
bis zum Werksgelände der Chemiſchen Werke Hüls, G. m. b. H. in Marl, im Stadtkreis 
Gelſenkirchen-Buer und im Landkreis Recklinghauſen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 36 S. 129, ausgegeben am 3. September 1938; 


17. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) zur Anlage einer Umgehungsſtraße im Zuge der Reichsſtraße Nr. 276 in der 
Gemarkung Orb 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 36 S. 222, ausgegeben am 10. September 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Auguſt 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) zum Ausbau der Reichsſtraße 61 (Gliſſen Sulingen —Baſſum) in der Gemar⸗ 
kung Barenburg 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 35 S. 127, ausgegeben am 3. September 1938; 


19. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Auguſt 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Kaſſel für die Anlage von Kinder⸗ 
ſpielplätzen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 36 S. 222, ausgegeben am 10. September 1938; 


20. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. September 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die J. G. Farbeninduſtrie Aktiengeſellſchaft, 
Ludwigshafen a. Rh., zur Errichtung eines Waſſerwerkes und einer Bereitſchaftsſiedlung 
für das Bunawerk der Chemiſchen Werke Hüls G. m. b. H. in den Gemarkungen Marl 
und Hamm 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 37 S. 131, ausgegeben am 10. September 1938. 
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